Geſetz-Sammlung 
5 füt die i en 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— NI. 103. 


(Ar. 6858.) Verordnung über die Einführung des die Unterſtützung der bedürftigen Fa⸗ 
5 milien zum Dienſte einberufener Reſerve- und Landwehrmannſchaften 
betreffenden Geſetzes vom 27. Februar 1850. in den neu erworbenen 
Landestheilen. Vom 31. Auguſt 1867. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


rordnen, was folgt: 


Sl: 
Das die Unterſtützung der bedürftigen Familien zum Dienſte einberufener 
kſerve⸗ und Landwehrmannſchaften betreffende Geſetz vom 27. Februar 1850. 
Geſez⸗Samml. S. 70.) wird in den durch die Geſetze vom 20. September 1866. 
eſe⸗Samml. S. 555.) und vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 875. 
und 876.) mit Unſerer Monarchie vereinigten Landestheilen mit folgenden Maaß⸗ 
gaben eingeführt. | 


$. 2. 
Das vorerwähnte Geſetz findet auch auf die bedürftigen Familien der zum 
Dienſte einberufenen Mannſchaften der Erſatzreſerve Anwendung. 


H. 3. 5 
Bis zur Bildung von Kreiſen und kreisſtändiſchen Vertretungen hat der 
iniſter des Innern die zur Unterſtützung verpflichteten Verbände, die mit der 
führung des Geſetzes zu beauftragenden Organe, ferner das Verhältniß zu 
ſtinmen, nach welchem die zur Unterſtützung erforderlichen Geldmittel auf⸗ 
bracht werden ſollen, ſowie überhaupt alles zur wirkſamen Anwendung des 
eſezes Nöthige mit rechtsverbindlicher Kraft anzuordnen. 


F. 4. 
Die Beiordnung eines Offiziers zu den Verhandlungen der Unterſtützungs⸗ 
mmiſſionen iſt bis zu dem im F. 3. gedachten Zeitpunkte nicht erforderlich. 
ung 1867. (r. 685868590 216 ER 


lr⸗ 


gegeben zu Berlin den 29. September 1867. 


* 


en 
ſerer Höchſteigenhändigen Un 


RR 5 Alrkundlich unter Un terſchrift und beigedtugh 
„ Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 31. Auguſt 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. g 


. 


(Jr. 6859.) Verordnung, betreffend die Verwaltung des vormals Kurfürſtlich Heſſiſchen 
a Hausſchatzes. Vom 22. September 1867. 


| Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı 


verordnen, unter Abänderung des Geſetzes vom 27. Februar 1831., betreffend de 
vormals Kurfürſtlich Seiten Hausſchatz, was folgt: 


n „ i ER 

Die Mitglieder der Direktion des Hausſchatzes werden auf den Vorſchla 

5 ee des vormals Kurfürſtlich Heſſiſchen Familien⸗Fideikommiſſes vo 
ns ernannt. 


9. 25 


Die Beth eiligung eines Stände⸗Ausſchuſſes bei den Angelegenheiten de 
Hausſchatzes det nicht Statt. i 90 5 
1 | 

Zur Anlegung von Kapitalien des Hausſchatzes und zu Veränderunge 
bei den Obligationen und Staatspapieren, welche demſelben e hat di 
Direktion lediglich die Genehmigung des Oberpräſidenten zu Kaſſel einzuholen. 


ö F. 4. x 

Die ordentlichen und außerordentlichen Reviſionen der Amtsführung, de 
Direktion und der Beſtände des Hausſchatzes erfolgen durch das Oberpräſidiun. 
Der Nutznießer des Kurfürſtlichen Famſien Sibeitpmnttfe hat das Recht, zu jeder 
Zeit eine außerordentliche Reviſion zu verlangen. e 


5 


Die Decharge über die Amtsführung der Direktion iſt von dem Ober⸗ 
präſidium auszufertigen und unterliegt der Beſtätigung des Finanzminiſters. 
| §. 6. | 
Alle diefer Verordnung zuwiderlaufenden Vorſchriften find aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. => 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Ar. 6860.) Verordnung, betreffend die Einführung der auf die Beſteuerung der Eiſen⸗ 
f bahnen bezüglichen Geſetze vom 30. Mai 1851., 21. Mai 1859. und 
16. März 1867. in den neuen Landestheilen. Vom 22. September 1867. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


berordnen, mit Bezug auf den $. 2. der Verordnung vom 19. Auguſt d. J., 
betreffend die Einführung des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen, vom 
3. November 1838. in den neuen Landestheilen (GeſetzSamml. S. 1426.), auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 
Die auf die Beſteuerung der Eiſenbahnen bezüglichen Geſetze und zwar: 
1) das Geſetz vom 30. Mai 1853., betreffend die von den Eiſenbahnen zu 
entrichtende Abgabe (Geſetz-Samml. für 1853. S. 449.) 


2) das Geſetz vom 21. Mai 1859. wegen Abänderung des unter 1. ge 
dachten Geſetzes (Geſetz⸗Samml. für 1859. S. 243.), inſoweit daſſelbe 

| ſich auf die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Abgabe bezieht; 
3) das Geſetz vom 16. März 1867., betreffend die Abgabe von allen nicht 
G 68596860) 2169 im 


im Beſitze des Staates oder inländiſcher Eifenbahn-Aftiengefellfch 

befindlichen Eiſenbahnen (Geſetz-Samml. für 1867. S. 465.) 
werden, unbeſchadet wohlerworbener Rechte bereits beſtehender Eiſenbahne 
den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit U 
Monarchie vereinigten neuen Landestheilen eingeführt. Die danach zu ent 
tende Abgabe iſt in jedem Jahre von dem Reinertrage des voraufgegangene 
Betriebsjahres, zuerſt im Jahre 1868., in dieſem Jahre jedoch nur mit 
9 105 11 von dem Reinertrage des Betriebsjahres 1867. berechneten Betrage 
zu erheben. ö i 


9 25 


Sofern eine beſtehende Eiſenbahn Seitens des Staats im Wege d 
Vertrags oder mittelſt eines Privilegiums, unter Freilaſſung von allen ſonſtig 
Staatsabgaben, zur Entrichtung einer beſtimmten Abgabe an den Staat we 
pflichtet oder von Staatsabgaben ganz befreit worden iſt, behält es bei den die 
fälligen Beſtimmungen ſein Bewenden. i e 


| §. 3. 

Die Miniſter der Finanzen und für Handel, Gewerbe und öffent 
Arbeiten ſind mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 

§. 4. . 

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem 

dieſelbe enthaltende Stück der Geſetz⸗ Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 


i Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. i i i = 


Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867, 


(. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


1 


Gr. zu Eulenburg. 


861.) Verordnung, den Betrieb ſtehender Gewerbe in den Herzogthümern Schleswig 
$ und Holſtein betreffend. Vom 23. September 1867. : 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen . 
erordnen für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein, was folgt: i f 
8. 1. N ö 
Das gewiſſen Zünften und Innungen zuftehende Recht, andere von dem 


Betriebe eines Gewerbes auszuschließen oder in dieſem Betriebe zu beſchränken, 
ird aufgehoben. f ö 


§. 2. 


Die in einigen Städten durch die ſogenannten Gewerbe⸗Regulirungen ein⸗ 
geführten Beſchränkungen des Betriebes gewiſſer Gewerbe werden aufgehoben. 


$. 3. 5 
„Von dem Beſitz des Bürgerrechts ſoll die Zulaſſung zum Gewerhe⸗ 
betriebe in keiner Stadt und bei keinem Gewerbe abhängig fen. In der Ver⸗ 
hflichtung der Gewerbetreibenden zur Erwerbung des Bürgerrechts, ſoweit ſolche 
in der beſtehenden ſtädtiſchen Vefaffang begründet iſt, wird durch Vein 
Verordnung nichts geändert; die Exekution auf Erfüllung dieſer Verpflichtung 
uf aber nicht bis zur Unterſagung des Gewerbebetriebes ausgedehnt werden. 


$. 4. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, durch welche der Betrieb bürgerlicher 
ahrung 1 dem Lande zu Gunſten der Städte innerhalb eines gewiſſen Um⸗ 
kreises der letzteren unterſagt oder beſchränkt iſt, ſowie überhaupt alle den Städ⸗ 
ien und Flecken zustehenden gewerblichen Vorrechte werden aufgehoben. N 


i a §. 5. 
„Jeder Gewerbtreibende darf hinfort Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge und 
Abeiter jeder Art und in beliebiger Zahl halten. Geſellen ſind in der Wahl 
her Meiſter unbeſchränkt. 


e 
Jeder darf, inſoweit nicht ausſchließliche Gewerbe⸗Berechtigungen, Zwangs⸗ 
oder Bannrechte entgegenſtehen, die Gegenſtände ſeines Gewerbebetriebes überall 
beziehen. 
| | 7. 
Die beftehenden Beſchränkungen des Beſuchs der Jahrmärkte treten auße 
wendung. a 1 
Nr. 6861) | 2 88 


F. 8. 

Eine Verpflichtung der Handwerksgeſellen zum Wandern findet hinfort 

nicht ſtatt. Auf beſondere Unterſtützung von Seiten der Gewerbegenoſſen haben 
wandernde Geſellen und Gehülfen keinen Anſpruch. 5 


* 


i 8 9 “7 
| Ein ftehendes Gewerbe darf für eigene Rechnung und unter eigener Der 
antwortlichkeit e nur derjenige betreiben, welcher volljährig und dis 
poſitionsfähig iſt, und in den Herzogthümern einen feſten Wohnſtitz hat. 5 


x 9 


Wer den ſelbſtſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes anfangen will 
muß zuvor der Gemeindebehörde des Ortes, in welchem das Gewerbe ausgeült 
werden ſoll, Anzeige davon machen. Die Gemeindebehörde hat dieſe Anzeige “ 
wenn fie nicht zugleich Polizeibehörde iſt, letzterer mit ihren etwaigen Bene 
kungen zuzustellen. Die Polizeibehörde hat zu prüfen, ob den für den felbie 
ſtändigen Gewerbebetrieb im Allgemeinen oder für das beabſichtigte Gewerhe 
insbeſondere vorgeſchriebenen Erforderniſſen genügt iſt. Iſt einem dieſer Erforder 
niſſe nicht genügt, fo iſt der Beginn oder die Fortſetzung des Gewerbes mittel 
Beſcheides zu unterſagen, ſonſt aber dem Anmeldenden eine Beſcheinigung üb 
die erfolgte Anmeldung zu ertheilen. 5 Ei 
führen die Anmeldungen find durch die Polizeibehörden genaue Regie 
zu führen. g . 
Beſchwerden wider die Beſcheide der Polizeibehörden find bei der Regie 
rung anzubringen. b m 
S: kb, 3 


Vorbehaltlich der Beſtimmung im F. 13. iſt fortan eine beſondere poliſ 
liche Erlaubniß nur für den Beginn folgender Gewerbe erforderlich: 
1) der Schauſpielunternehmer, 
2) der Auktionatoren, b 8 N 
3) 5 Maurer, Schiefer- und Ziegeldecker, Haus- und Seeſchiffs⸗Zimme 
eute, : | a: 2 
A) der Gaft- und Schankwirthe oder der Kleinhändler mit geiſtigen 
Getränken. f a 4 
Die Erlaubniß zum Betriebe der unter 1—3. aufgeführten Gewerbe wid 
von der Regierung, der unter 4. aufgeführten Gewerbe von der Ortspolſſck 
behörde ertheilt. 


—— 


. 12. | 
Der Erlaubnißſchein zu den im, $. 11. unter 4. bezeichneten Gew 


nur für ein Kalenderjahr ausgeſtellt, von der ausſtellenden Behörde aber 


bon Jahr zu Jahr durch einen darauf zu ſetzenden Verlängerungsvermerk erneuert, 
sofern der Gewerbetreibende nicht zu begründeten Beſchwerden Veranlaſſung ge⸗ 


Die Erlaubniß zum Beginne eines ſolchen Betriebes iſt zu verſagen: 
1) wenn der Nachſuchende durch feine Perſönlichkeit nicht die genügende 
Bürgſchaft eines ordnungsmäßigen Gewerbebetriebes gewährt / 
) wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal wegen ſeiner 
Beſchaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht genügt; 
3) wenn ein Bedürfniß zu einer ſolchen Anlage nicht vorhanden iſt. 
Von dieſer letzteren Bedingung (sub 3.) für die Ausſtellung eines Erlaub⸗ 
1 iſt jedoch bei den Gaſtwirthſchaften in den Städten und Flecken ab⸗ 
zusehen. N | 
| 3; 


Die in befonderen Geſetzen und Verordnungen begründeten Beſchränkungen 
8 Betriebes folgender Gewerbe: i ö 


der Medizinalperſonen, der Apotheker, der Hebammen, der Unternehmer 
von Privat⸗Kranken⸗ und Irren⸗Anſtalten, 5 € 
der Unternehmer von Privat-Erziehungs- und Unterrichts⸗Anſtalten, 
der Preßgewerbe, FIR 5 
der Landmeſſer, Mäkler, derjenigen Perſonen, welche ſich mit der Be- 
förderung von Auswanderern befaſſen, der Schiffer und Lootſen, 
der Verfertiger von Spielkarten, der Schornſteinfeger und der Vieh⸗ 
ſchneider, f 
ferner der Anlage und des Betriebes von gewerblichen Kornmühlen und 
von Ziegeleien, f 
bleiben in Kraft. 5 | 
$. 14. 5 d 
b Die im Intereſſe der Zollſicherheit innerhalb des Grenzzolldiſtrikts be⸗ 
ehenden Beſchrankungen des Gewerbebetriebes bleiben einſtweilen unverändert. 
Soweit es daſelbſt zum Gewerbebetriebe einer Konzeſſion bedurfte, bedarf es der⸗ 
ben auch ferner. 
§. 15. 


Die auf privatrechtlichem Titel beruhenden Zwangs- und Bannrechte und 
düsſchließlichen Gewerbe⸗Berechtigungen werden durch Def Dehnung nicht berührt. 

Insbeſondere bleiben die ausſchließlichen Gewerbe-Berechtigungen der Inhaber 
Ailenigen Amtsſtellen geſchloſſener Zünfte in Kraft, welche nach ausdrücklicher 
Bestimmung der Zunftartikel oder anerkanntem Herkommen verkauft, verpfändet 


U vererbt werden können. 
68616862.) i $. 16, 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften diefer mit dem heutigen Tage 
in Kraft tretenden Verordnung werden, inſoweit nicht beſondere Strafen v 
geſchrieben ſind, mit einer Geldbuße bis 50 Thalern oder entſprechender Gefäng 
nißſtrafe geahndet. N 1 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 9 

Gegeben Baden-Baden, den 23. September 1867. 


(. S.) Wilhelm. ö 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 1 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6862.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. September 1867., betreffend die Abſtandnahm 
von einer anderweiten Veranlagung der Klaffen-, klaſſifizirten Einkom⸗ 
men- und Gewerbeſteuer in den mit der Monarchie vereinigten neuen 
Landestheilen für das Jahr 1868. N N 


Auf Ihren Bericht vom 21. d. M. will Ich genehmigen, daß von einer ander⸗ 
weiten Veranlagung der Klaſſen⸗, klaſſifizirten Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer 
in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember v. J. mit det 
Monarchie vereinigten neuen Landestheilen für das Jahr 1868. Abſtand genom 
men werde, und daß die zunächſt für das zweite Halbjahr dieſes Jahres v 
anlagten Steuerſätze, vorbehaltlich der durch das eingeleitete Reklamations⸗ und 
Rekursverfahren und die geſetzlichen Ab- und Zugänge ſich ergebenden Verände- 
rungen, auch für das Jahr 1868. beibehalten werden. g 
Ich beauftrage Sie, die hiernach erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
i Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. * 
Baden⸗Baden, den 22. September 1867. 


S 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. 
An den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 5 - 


